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Vorwort 

Das Urlaubsrecht ist ein Bereich des Arbeitsrechts, der in maßgeblichem Umfang von verschie-

denen Rechtsquellen beeinflusst wird. Insbesondere nimmt das Unionsrecht erheblichen Ein-

fluss auf die Anwendung und Ausgestaltung des Bundesurlaubsgesetzes. Bei objektiver Be-

trachtung der unionsrechlichen Vorgaben dürfte dies ob des spärlichen Wortlautes für Verwun-

derung sorgen. Dennoch leitet der EuGH im Wege der Rechtsfortbildung eine Reihe an Anfor-

derungen an die Entstehung und den Verfall des Urlaubsanspruchs her. Dies führt mitunter 

dazu, dass das Urlaubsrecht im transnationalen Mehrebenensystem einem Flickenteppich an 

rechtlichen Vorgaben gleicht. Wenngleich der durch die Rechtsprechung hervorgerufene pro-

gressive Wandel zu einem neuen wissenschaftlichen Diskurs und Fortschritt führt, birgt dieser 

Unsicherheiten für die Rechtsunterworfenen. Dies betrifft insbesondere den Verfall des gesetz-

lichen Urlaubsanspruchs. Ich habe es mir zur Aufgabe gemacht, die Voraussetzungen, nach 

denen Urlaub verfällt, herauszuarbeiten und zu ordnen. Im Laufe der Arbeit gelangte ich zu der 

Schlussfolgerung, dass es ein grundlegendes Umdenken auf nationaler Ebene bedarf, welches 

ein einheitliches Verständnis von nationalem und unionalem Urlaubsrecht erfordert. 

Die Arbeit wurde im Sommersemester 2024 von der Rechts- und Wirtschaftswissenschaftli-

chen Fakultät der Universität Bayreuth als Dissertation angenommen. Rechtsprechung und Li-

teratur befinden sich auf diesem Stand. 

Besonders danken möchte ich meinem Doktorvater Herrn Professor Dr. Adam Sagan, MJur 

(Oxon). Er hat das Thema maßgeblich geprägt und mich während meiner Forschung stets ge-

fördert. Durch den konstruktiven und fortwährenden Austausch hat er meinen Horizont für die 

Wissenschaft erweitert und mich abermals für das Unionsrecht begeistern können. Ebenfalls 

ganz herzlich bedanken möchte ich mich bei Herrn Professor Dr. Matthias Jacobs für die Über-

nahme und Erstellung des Zweitgutachtens. Ein herzlicher Dank gebührt auch Frau Professorin 

Mag. Dr. Elisabeth Brameshuber, die mich gemeinsam mit ihrem Lehrstuhlteam während mei-

nes Forschungsaufenthaltes in Wien ausgesprochen freundlich betreut hat. 

Ein großer Dank gilt ebenso meinen Freunden und Lehrstuhlkollegen Dr. Marius Brockfeld, 

Alexander J. Schmidt, Matthias Sollfrank sowie Luca Philippi, die gemeinsam mit dem gesam-

ten Lehrstuhlteam mein Schaffen als wissenschaftlicher Mitarbeiter begleitet und dieses durch 

ihre unterstützende und freundschaftliche Art zu einer lehrreichen und unterhaltsamen Zeit in 

Bayreuth haben werden lassen, die mir gerne in Erinnerung bleibt. 



 

 

 

 

   

 

VorwortVorwort VII 

Bedanken möchte ich mich ebenfalls bei Professor Dr. Marvin Nipper, Jonas Kathmann, You-

nes Metlej, Tim Hasse und Tarek Prause, die mit ihrem Lektorat und ihrer Unterstützung nicht 

unwesentlich zu der Erstellung dieser Arbeit beigetragen haben und mir stets als gute Freunde 

zur Seite stehen. Namentlich bedanken möchte ich mich auch bei meinem Bruder Niklas 

Schneider, der mir eine Stütze und persönliche Bereicherung ist, sowie bei meiner gutherzigen 

Großmutter Anneliese Blum für ihre Förderung bei der Veröffentlichung dieser Arbeit. 

Abschließend gilt mein größtmöglicher Dank meinen Eltern Kornelia und Gerhard Schneider. 

Ohne sie wäre die Anfertigung dieser Arbeit nicht möglich gewesen. Sie haben mich wie in 

sonstigen Lebenslagen auch während meines Studiums und Promotionsvorhabens stets aufop-

ferungsvoll und fürsorglich unterstützt. Diesen gebührt mein größter Respekt. Ich widme Ihnen 

diese Arbeit in vollster Hochachtung und Dankbarkeit. 

Bayreuth und Mülheim im Juli 2024 Christopher Schneider 
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Hinweis 

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird in der vorliegenden Arbeit auf die durchgängige 

Verwendung beider Geschlechter verzichtet. Die Verwendung männlicher Formen für perso-

nenbezogene Bezeichnungen bezieht sich in gleicher Weise auf die weibliche Entsprechung. 
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